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These 3: 
Menschenrechtliche Kritik der Regelsatzverordnung 

These 1: 
Ob Hartz IV, Bürgergeld oder neue Grundsicherung: eine 
faktenfreie Debatte ohne Menschenrechtsbezug
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These 2: 
Die Regelsätze des Bürgergeldes schützen nicht vor Unterversorgung 
und Ernährungsarmut. Sie sind verfassungswidrig. 
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Regelsatz von 2024 
Kindern unter 5 Jahren 3,85 Euro/Tag,

Altersgruppe der 6 bis 13 Jahre 5,03 Euro/Tag Euro 

alleinstehende Erwachsene: 6,42 Euro/Tag 
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These 3: Menschenrechtliche Kritik der Regelsatzverordnung 

Der grundlegende Bedarf kann nicht 
gedeckt werden, da die 
„Berechnungsgrundlage für das 
Existenzminimum“ fehlerhaft 

Recht auf adäquate Ernährung 
dadurch zu gewährleisten, 
dass Kinder in der Schule verpflegt 
werden (Art. 10; Art. 11). 

Der Ausschuss empfiehlt eine Erhöhung der Leistungen der Grundsicherung, indem die Berechnungsmethode für das 
Existenzminimum unter Berücksichtigung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Juli 2014 verbessert wird. 
Angesichts der Höhe der Kinderarmut empfiehlt der Ausschuss zu prüfen, ob die Leistungen für Kinder, einschließlich 
des Kindergeldes, des Kinderzuschlags und des Bildungs- und Teilhabepakets, ausreichend sind (Ziff. 51). Prof. em. Dr. Franz Segbers / Universität Marburg 8



These 3: 
Menschenrechtliche 
Kritik der 
Regelsatzverordnung 

Verstoß, 
„wenn ein Staat nicht wenigstens
die Befriedigung des zur Vermeidung
von Hunger unverzichtbaren
Mindestbedarfs an Nahrung
sicherstellt“

Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten
Nationen, Allgemeinen Bemerkung zum Recht 
auf angemessene Nahrung (1999), Ziff. 17 
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Der politisch festgelegte Regelsatz verstößt gegen die Staatspflichten, die sich aus dem Sozialpakt 
ergeben. 



Abschließende Bemerkungen zum sechsten Staatenbericht Deutschlands des 
Ausschusses über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen,
(E/C.12/DEU/CO/6) vom 12. Oktober 20181
Arbeitsübersetzung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
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47. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, die Leistungen der Grundsicherung zu erhöhen, indem die 
Berechnungsmethode für das Existenzminimum unter Berücksichtigung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 23. Juli 2014 verbessert wird. 

Er ruft den Vertragsstaat außerdem dringend auf, die Sanktionsmechanismen zu überprüfen, um zu 
gewährleisten, dass das Existenzminimum immer erhalten bleibt. 

Der Ausschuss verweist den Vertragsstaat in diesem Zusammenhang auf seine
Allgemeine Bemerkung Nr. 19 (2008) zum Recht auf soziale Sicherheit.



Unterrichtung durch die Bundesregierung
Siebter Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland nach den Artikeln 16
und 17 des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte 2023 

Drucksache 20/9080 -  20. Wahlperiode 02.11.2023
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„Das Bürgergeld sichert das verfassungsrechtlich garantierte wirtschaftliche Existenzminimum. … Das 
Bürgergeld ist damit die soziale Mindestsicherung für erwerbsfähige Menschen, die ihren Lebensunterhalt 
nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen oder mithilfe anderer bzw. vorrangiger Leistungen 
bestreiten können (zuvor: Arbeitslosen-geld II) und für nicht erwerbsfähige Menschen, die mit Bürgergeld-
Berechtigten in einem Haushalt zusammenleben, zum Beispiel Kinder (zuvor: Sozialgeld). … Durch das 
Bürger-geld-Gesetz wurden die Regelbedarfe der sozialen Mindestsicherungssysteme zum 1. Januar 2023 
angehoben, weil nun neben der Preis- und Lohnentwicklung auch die jeweils aktuelle Inflation stärker 
berücksichtigt wird. Dies führt zum bisher stärksten Anstieg der Regelbedarfe.“



12


	Folie 1
	Folie 2
	Folie 3: These 1: Ob Hartz IV, Bürgergeld oder neue Grundsicherung: eine faktenfreie Debatte ohne Menschenrechtsbezug
	Folie 4
	Folie 5
	Folie 6: These 2: Die Regelsätze des Bürgergelds schützen nicht vor Unterversorgung und Ernährungsarmut. Sie sind verfassungswidrig.
	Folie 7
	Folie 8: These 3: Menschenrechtliche Kritik der Regelsatzverordnung 
	Folie 9: These 3: Menschenrechtliche Kritik der Regelsatzverordnung 
	Folie 10: Abschließende Bemerkungen zum sechsten Staatenbericht Deutschlands des Ausschusses über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte der Vereinten Nationen, (E/C.12/DEU/CO/6) vom 12. Oktober 20181 Arbeitsübersetzung des Bundesministeriums für 
	Folie 11: Unterrichtung durch die Bundesregierung Siebter Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland nach den Artikeln 16 und 17 des Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 2023   Drucksache 20/9080 -  20. Wahlperiode
	Folie 12

